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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Gesetze über die 
Gemeinschaftsaufgaben 

A. Problem 

Die Mitwirkung des Deutschen Bundestages bei den Gemein-
schaftsaufgaben beschränkt sich nach geltendem Recht aus-
schließlich auf die Bewilligung der zur Durchführung des Rah-
menplans in den Haushaltsplänen veranschlagten Mittel. Dem 
Bundestag steht bei dieser Regelung keine Einflußmöglichkeit 
bei der Erstellung der Rahmenpläne zu. 

B. Lösung 

Den Fachausschüssen des Deutschen Bundestages, insbesondere 
dem Haushaltsausschuß, sollen die Entwürfe der Rahmenpläne 
vor deren Aufstellung zur Stellungnahme übersandt werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Gesetze über die 
Gemeinschaftsaufgaben 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Hinter § 9 des Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgaben „Ausbau und Neubau von Hochschulen" 
(Hochschulbauförderungsgesetz) vom 1. September 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Gesetze über 
die Gemeinschaftsaufgaben vorn 23. Dezember 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 2140), wird folgender § 9 a ein-
gefügt: 

„§ 9 a 

Beteiligung des Bundestages 

(1) Die Unterlagen nach § 8 sind dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft des Deutschen Bun-
destages und dem Haushaltsausschuß des Deut-
schen Bundestages zur Kenntnisnahme zuzuleiten. 

(2) Vor der Aufstellung des Rahmenplans über-
sendet der Planungsausschuß einen Entwurf des 
Rahmenplans sowie die Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates nach § 9 Abs. 2 den in Absatz 1 ge-
nannten Ausschüssen zur Stellungnahme. 

(3) Beschließen die Ausschüsse binnen drei Wo-
chen nach Zuleitung des Entwurfs des Rahmenplans 
nicht über eine Stellungnahme, so ist davon auszu-
gehen, daß auf eine Stellungnahme verzichtet wird. 

(4) Die Stellungnahme der Ausschüsse sind Ge-
genstand der Beratungen des Planungsausschusses 
bei der Entscheidung über den Rahmenplan, ohne 
den Planungsausschuß jedoch bei der Entscheidung 
über den Rahmenplan zu binden." 

Artikel 2 

Hinter § '7 des Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vom 3. September 1969 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1573), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung der Gesetze über die Gemeinschaftsauf-
gaben vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2140), wird folgender § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

Beteiligung des Bundestages 

(1) Die Unterlagen nach § 7 sind dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des 
Deutschen Bundestages und dem Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages zur Kenntnisnahme zu-
zuleiten. 

(2) Vor der Aufstellung des Rahmenplans über-
sendet der Planungsausschuß einen Entwurf des 
Rahmenplans den in Absatz 1 genannten Ausschüs-
sen zur Stellungnahme. 

(3) Beschließen die Ausschüsse binnen drei Wo-
chen nach Zuleitung des Entwurfs des Rahmenplans 
nicht über eine Stellungnahme, so ist davon auszu-
gehen, daß auf eine Stellungnahme verzichtet wird. 

(4) Die Stellungnahme der Ausschüsse sind Ge-
genstand der Beratungen des Planungsausschusses 
bei der Entscheidung über den Rahmenplan, ohne 
den Planungsausschuß jedoch bei der Entscheidung 
über den Rahmenplan zu binden." 

Artikel 3 

Hinter § 7 des Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1861), zuletzt geändert durch das 'Gesetz zur Än-
derung der Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben 
vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2140), 
wird folgender § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

Beteiligung des Bundestages 

(1) Die Unterlagen nach § 7 sind dem Ausschuß 
für Wirtschaft des Deutschen Bundestages und dem 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages zur 
Kenntnisnahme zuzuleiten. 

(2) Vor der Aufstellung des Rahmenplans über-
sendet der Planungsausschuß einen Entwurf des 
Rahmenplans den in Absatz 1 genannten Ausschüs-
sen zur Stellungnahme. 

(3) Beschließen die Ausschüsse binnen drei Wo-
chen nach Zuleitung des Entwurfs des Rahmenplans 
nicht über eine Stellungnahme, so ist davon auszu-
gehen, daß auf eine Stellungnahme verzichtet wird. 

(4) Die Stellungnahme der Ausschüsse sind Ge-
genstand der Beratungen des Planungsausschusses 
bei der Entscheidung über den Rahmenplan, ohne 
den Planungsausschuß jedoch bei der Entscheidung 
über den Rahmenplan zu binden." 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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Artikel 5 

Dieses Gesetz wird erstmals auf Rahmenpläne 
angewandt, die für das Haushaltsjahr 1975 aufge-
stellt werden. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 13. Februar 1974 
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Dr. Sprung 
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Begründung 

Durch diese Gesetzesänderung erhält insbesondere 
der Haushaltsausschuß des Bundestages Gelegen-
heit, die Mittelanforderung für die einzelnen Rah-
menpläne anhand des Finanzplans auf ihre Verein-
barkeit mit der Entwicklung des Bundeshaushalts 
zu überprüfen und seine Vorstellungen dazu den 
Planungskommissionen in Form einer Stellung-
nahme zuzuleiten. Damit würde die faktische Bin-
dung bei der späteren Einstellung der Mittel in den 
Haushaltsplan für die eigentliche Beratung des 
Haushalts nicht aufgehoben, doch entspricht diese 
Entwicklung der allgemeinen Tendenz, daß das Par-
lament durch Vorverfügung den disponiblen Spiel

-

raum in der Haushaltsberatung durch eigene Be-
schlüsse weitgehend einschränkt. 

Die Planungskommissionen werden durch ein sol-
ches Verfahren zwar nicht rechtlich gebunden, den 
Vorschlägen der Ausschüsse zu folgen, sie sind je-
doch de facto gehalten, die Vorstellungen der Aus-
schüsse zumindest in ihre Überlegungen mit einzu-
beziehen. 

Die Einschaltung der Ausschüsse des  Bundestages in 
die Vorbereitungsphase der Planungen für die Ge-
meinschaftsaufgaben ist verfassungsrechtlich zuläs-
sig. 




